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BESCHLUSS DES EINHEITLICHEN ABWICKLUNGSAUSSCHUSSES

	Datum
	9.9.2026

	Bezeichnung
	Datenformate, Darstellungsformen, dazugehörige Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung und Hinweise für Institute bei der Übermittlung von Informationen, die für die Berechnung der im Voraus erhobenen Beiträge zum einheitlichen Abwicklungsfonds für 2027 erforderlich sind

	Referenz
	(SRB/ES/2026/41)
(Nur der englische Text ist verbindlich) 



DER EINHEITLICHE ABWICKLUNGSAUSSCHUSS –

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,
gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010[footnoteRef:2] (im Folgenden „Verordnung (EU) Nr. 806/2014“), [2: 	ABl. L 225 vom 30.7.2014, S. 1.] 

gestützt auf die Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates[footnoteRef:3] (im Folgenden „Richtlinie 214/59/EU“), [3: 	ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190.] 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) 2015/81 des Rates vom 19. Dezember 2014 zur Festlegung einheitlicher Modalitäten für die Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf im Voraus erhobene Beiträge zum einheitlichen Abwicklungsfonds[footnoteRef:4] (im Folgenden „Durchführungsverordnung (EU) 2015/81 des Rates“), insbesondere auf Erwägungsgrund 12 und Artikel 6, sowie [4: 	ABl. L 15 vom 22.1.2015, S. 1.] 

gestützt auf die Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission vom 21. Oktober 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf im Voraus erhobene Beiträge zu Abwicklungsfinanzierungsmechanismen (im Folgenden „Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission“)[footnoteRef:5], insbesondere auf Artikel 14 Absatz 6, [5: 	ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 44.] 


in Erwägung nachstehender Gründe:


I. Rechtsrahmen
(1) Gemäß Artikel 69 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 müssen die nach Artikel 70 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 berechneten regulären Beiträge erhoben werden, bis die Zielausstattung erreicht ist, wenn der Betrag der verfügbaren Mittel nach der in Absatz 1 genannten Aufbauphase unter der in dem genannten Absatz angegebenen Zielausstattung liegt.
(2) Gemäß Artikel 70 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 müssen die jeweiligen Beiträge der einzelnen Institute mindestens jährlich erhoben werden und werden anteilig zur Gesamthöhe ihrer Verbindlichkeiten (ohne Eigenmittel) abzüglich gedeckter Einlagen im Verhältnis zu den aggregierten Verbindlichkeiten (ohne Eigenmittel) abzüglich gedeckter Einlagen aller im Hoheitsgebiet aller teilnehmenden Mitgliedstaaten zugelassenen Institute berechnet.
(3) Gemäß Artikel 6 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/81 des Rates muss der Ausschuss („SRB“ oder "Ausschuss“) die Datenformate und Darstellungsformen festlegen, die die Institute zu verwenden haben, um die für die Berechnung der Beiträge benötigten Informationen zu übermitteln, um eine bessere Vergleichbarkeit der beigebrachten Informationen und eine effektive Verarbeitung der erhaltenen Informationen zu erreichen.
(4) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission, müssen die Institute der Abwicklungsbehörde bis spätestens 31. Dezember des dem Beitragszeitraum vorangehenden Jahres den letzten gebilligten Jahresabschluss vorlegen[footnoteRef:6]. [6:  	Wie in Erwägungsgrund 8 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/81 des Rates festgelegt, tritt der SRB gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 für die Anwendung dieser Verordnung und der Richtlinie 2014/59/EU an die Stelle der betreffenden nationalen Abwicklungsbehörde, wenn er Aufgaben wahrnimmt oder Befugnisse ausübt, die gemäß diesen Rechtsakten von der nationalen Abwicklungsbehörde wahrzunehmen oder auszuüben sind. Deshalb sollte der SRB auch für die Zwecke der Anwendung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission an die Stelle der Abwicklungsbehörde treten. Die Bestimmungen jener Delegierten Verordnung gelten für den SRB bei der Wahrnehmung der Aufgaben und Ausübung der Befugnisse gemäß dieser Verordnung.] 

(5) Gemäß Artikel 14 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission müssen die Institute der Abwicklungsbehörde mindestens die in Anhang II der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission aufgelisteten Informationen auf Ebene der Einzelunternehmen zur Verfügung stellen.
(6) Gemäß Artikel 14 Absatz 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission müssen in dem Fall, dass die den Abwicklungsbehörden übermittelten Informationen bzw. Daten aktualisiert oder korrigiert werden, diese Aktualisierungen bzw. Korrekturen den Abwicklungsbehörden unverzüglich innerhalb der in Artikel 17 Absatz 5 festgelegten Frist übermittelt werden.
(7) Gemäß Artikel 17 Absatz 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission beginnt die Frist für die Einreichung von Anträgen auf Änderung oder Überarbeitung an dem Tag, an dem die Abwicklungsbehörden dem betreffenden Institut gemäß Artikel 13 Absätze 1 und 2 die Entscheidung über die Festsetzung des zu entrichtenden jährlichen Beitrags mitteilen, und endet am 31. Januar des Jahres, das auf den vierten Beitragszeitraum nach dem Beitragszeitraum, in dem die Entscheidung mitgeteilt wurde, folgt.
(8) Nach Artikel 14 Absatz 6 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission müssen die Institute die in Anhang II der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission aufgeführten Informationen in dem Datenformat und der Darstellungsform vorlegen, die von der Abwicklungsbehörde vorgegeben werden.
(9) Nach Artikel 17 Absatz 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission gilt für den Fall, dass die der Abwicklungsbehörde von den Instituten vorgelegten Informationen einer Änderung oder Überarbeitung bedürfen, dass die Abwicklungsbehörde den jährlichen Beitrag entsprechend den aktualisierten Informationen bei der Berechnung des jährlichen Beitrags des betreffenden Instituts für den folgenden Beitragszeitraum anpasst.
(10) Gemäß Artikel 34 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 kann der Ausschuss unter voller Ausschöpfung aller bei der Europäischen Zentralbank („EZB“) oder den nationalen zuständigen Behörden verfügbaren Informationen zur Wahrnehmung seiner Aufgaben im Sinne dieser Verordnung von den folgenden juristischen oder natürlichen Personen über die nationalen Abwicklungsbehörden oder, nachdem diese Personen von ihm darüber informiert worden sind, direkt sämtliche Informationen anfordern, die für die Wahrnehmung der ihm durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben erforderlich sind.
(11) Gemäß Artikel 31a Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 fordert der Ausschuss Informationen von einer der anderen Behörden, die diese Informationen erhalten haben, an, anstatt sie direkt von Finanzinstituten anzufordern, sofern der Ausschuss gemäß dem Unionsrecht berechtigt ist, diese Informationen einzuholen. Unterabsatz 1 berührt nicht die Befugnisse des Ausschusses, die angeforderten Informationen von Finanzinstituten einzuholen, wenn die andere Behörde nicht in der Lage ist, die Informationen weiterzugeben, dringende Maßnahmen notwendig sind oder die Einholung der Informationen direkt von Finanzinstituten für die Wahrnehmung der Aufgaben des Ausschusses gemäß dem Unionsrecht erforderlich ist.
II. Rechtliche und wirtschaftliche Bewertung
(12) Gemäß Artikel 6 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/81 des Rates legt der SRB unter Berücksichtigung der von Instituten und nationalen Abwicklungsbehörden[footnoteRef:7] in den vorhergehenden Zyklen eingegangenen Bemerkungen und Vorschläge die Datenformate und Darstellungsformen fest, die von den Instituten zur Meldung der für die Berechnung der Beiträge für 2027 erforderlichen Daten zu verwenden sind. [7: 	Am 10. Juli 2026 übermittelte der SRB den nationalen Abwicklungsbehörden den Entwurf der Datenformate und Darstellungsformen für den Beitragszeitraum 2027.] 

(13) Die Berichtspflichten der Institute für den Beitragszeitraum 2027 sind im Vergleich zum vorangegangenen Beitragszeitraum relativ konstant. Einige neuere Änderungen des Rechtsrahmens führten jedoch zu folgenden Änderungen: i) Aufhebung des Risikoindikators „Vom Institut gehaltene Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten, die über die Mindestanforderung an Eigenmitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten hinausgehen“[footnoteRef:8], ii) Einführung neuer Modalitäten für die Berechnung des Beitrags bestimmter Wertpapierfirmen[footnoteRef:9] und iii) Stärkung der Datenaustauschpflichten zwischen EU-Instituten und nationalen Behörden mit dem Ziel, den Berichterstattungsaufwand der Institute zu verringern[footnoteRef:10]. [8:  	Mit Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a der Delegierten Verordnung (EU) 2026/440 der Kommission vom 24. Februar 2026 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 im Hinblick auf die Berechnung der Beiträge bestimmter Institute, die Streichung eines Risikoindikators und verfahrenstechnische Änderungen (ABl. L, 440, 3.6.2026, S. 1) wurde Artikel 6 Buchstabe a Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission mit Wirkung zum 1. Januar 2026 aufgehoben.]  [9:  	Mit Artikel 1 Absatz 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2026/440 der Kommission vom 24. Februar 2026 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 im Hinblick auf die Berechnung der Beiträge bestimmter Institute, die Streichung eines Risikoindikators und verfahrenstechnische Änderungen (ABl. L, 440, 3.6.2026, S. 1) wurde Artikel 11a in die Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission aufgenommen, in dem neue Modalitäten für die Festlegung der Beiträge bestimmter Wertpapierfirmen festgelegt sind.]  [10:  Mit Artikel 5 der Verordnung (EU) 2025/2088 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Oktober 2025 zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1092/2010, (EU) Nr. 1093/2010, (EU) Nr. 1094/2010, (EU) Nr. 1095/2010, (EU) Nr. 806/2014, (EU) 2021/523 und (EU) 2024/1620 im Hinblick auf bestimmte Berichtspflichten in den Bereichen Finanzdienstleistungen und Investitionsunterstützung (ABl. L, 2025/2088, 21.10.2025) wurde Artikel 31a in die Verordnung (EU) Nr. 806/2014 aufgenommen. Nach Absatz 2 der letztgenannten Bestimmung muss der SRB unter anderem Informationen anfordern, die bereits anderen Behörden vorliegen, bevor er sie direkt von den Instituten anfordert, es sei denn, die anderen Behörden sind nicht in der Lage, die Informationen weiterzugeben, es sind dringende Maßnahmen notwendig oder die Einholung der Informationen direkt von Finanzinstituten ist für die Wahrnehmung der Aufgaben des Ausschusses gemäß dem Unionsrecht erforderlich.] 

(14) Mit dem vorliegenden Beschluss werden die vorstehend genannten Änderungen berücksichtigt und umgesetzt. Insbesondere sind in diesem Beschluss die Datenformate und Darstellungsformen enthalten, die für die Meldung durch bestimmte Wertpapierfirmen im Anwendungsbereich von Artikel 1 Absatz 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2026/440 der Kommission erforderlich sind.
(15) Gemäß Artikel 31a der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 bewertete der Ausschuss, welche der etwa 150 Datenpunkte, die für die Berechnung der Beiträge für 2027 erforderlich sind, bereits anderen EU-Behörden und nationalen Behörden vorlagen. Der Ausschuss stellte fest, dass etwa 60 Datenpunkte[footnoteRef:11] („beschaffte Daten“) verfügbar waren, wenn auch nicht für alle Institute. Der Ausschuss prüfte ferner, ob und wie die beschafften Daten technisch für die Berechnung verwendbar sind, da im Berechnungstool Daten aus verschiedenen Quellen und Formaten kombiniert werden müssen. Der Ausschuss kam zu dem Schluss, dass ein solcher Vorgang nur manuell durchgeführt werden kann, was nicht minderbare operative Risiken mit sich bringt. Daher erwog der Ausschuss, die Daten gemäß Artikel 31a Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 direkt von den Instituten anzufordern, soweit dies für die Durchführung der Festlegung der Beiträge zum SRF erforderlich ist. [11:  	Bei dieser Analyse wurde festgestellt, dass 60 Datenpunkte („beschaffte Daten“) – u. a. Daten zur gemeinsamen Berichterstattung (COREP) und Finanzberichterstattung (FINREP), Indikatoren für den Status von Ausnahmen auf Einzelebene, Daten zum Konsolidierungsperimeter der Gruppe, Indikatoren für das Risikoprofil auf Einzelebene und Stammdaten – bereits von anderen EU-Behörden erhoben werden.] 

(16) Die Datenformate und Darstellungsformen werden so festgelegt, dass die Vergleichbarkeit der gemeldeten Informationen und die Wirksamkeit der Verarbeitung der erhaltenen Informationen verbessert werden. In diesem Zusammenhang ist es äußerst wichtig, dass die Beiträge auf der Grundlage gemeldeter Daten berechnet werden, die bestimmte Mindestkriterien in Bezug auf Verfügbarkeit, Qualität und Harmonisierung erfüllen. Dies ist besonders wichtig, weil es sich bei der Berechnung um ein Verteilungsmodell handelt, das auf Vergleichen zwischen Instituten beruht und hochwertige, vergleichbare Daten erfordert. Gemäß Artikel 4 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission werden die Beiträge auf der Grundlage der von den Instituten gemäß Artikel 14 derselben Delegierten Verordnung bereitgestellten Daten berechnet. Nach diesem Artikel müssen die Institute dem SRB mindestens die in Anhang II der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission aufgeführten Datenpunkte vorlegen. Da in diesem Anhang II die zur Bestimmung der Risikoindikatoren des Risikofelds IV („Von der Abwicklungsbehörde zu bestimmende zusätzliche Risikoindikatoren“) erforderlichen Daten nicht aufgeführt sind und diese Indikatoren von der Abwicklungsbehörde genauer festzulegen sind, muss der SRB die für Zwecke der Teilindikatoren zu meldenden Daten festlegen.
(17) Der SRB überwacht die Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit der Daten, die für die Berechnung der Beiträge und die Umsetzung der einzelnen in Artikel 6 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission genannten Risikoindikatoren erforderlich sind. Diese Risikoindikatoren müssen auf der Grundlage korrekter und harmonisierter Daten angewendet werden, die eine präzise Berechnung der relativen Risikoposition jedes Instituts ermöglichen. Dies setzt voraus, dass die für die Anwendung der einzelnen Risikoindikatoren zugrunde gelegten Datenpunkte in einem harmonisierten und aktuellen Format vorliegen sollten.
(18) Wie für jeden Beitragszeitraum überprüfte der SRB für den Beitragszeitraum 2027 die Möglichkeit, alle in Artikel 6 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission genannten Risikoindikatoren in die Berechnungsmethode aufzunehmen, einschließlich desjenigen, der in den früheren Zyklen noch nicht angewendet wurde[footnoteRef:12], d. h. des Indikators „Komplexität und Abwicklungsfähigkeit“ (Risikofeld IV). [12:  	Am 21. Mai 2025 erließ das Gericht der Europäischen Union („Gericht“) sein Urteil in der Rechtssache T-476/23, die von der Norddeutschen Landesbank („NDLB“) eingeleitet worden war. Das Gericht wies die Nichtigkeitsklage der NDLB als unbegründet ab. Das Gericht stellte fest, dass der SRB rechtmäßig gehandelt hat, als er den Risikoindikator „Komplexität und Abwicklungsfähigkeit“ im Beitragszeitraum 2023 zum einheitlichen Abwicklungsfonds (SRF) gemäß Artikel 20 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission nicht angewendet hat. Das Gericht befand, dass es sich bei „berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten“ um Daten handelt, die für die Berechnung dieses Risikoindikators unerlässlich sind. Da „berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten“ während des Bezugszeitraums der Daten nicht für alle Institute meldepflichtig waren, war der SRB nicht verpflichtet, diesen Indikator anzuwenden.] 

(19) Da die zur Bestimmung des Risikoindikators „Komplexität und Abwicklungsfähigkeit“ erforderlichen Datenpunkte für den Bezugszeitraum 2025 nicht einheitlich für alle Institute in teilnehmenden Mitgliedstaaten verfügbar sind, kann der SRB diesen Indikator für die Zwecke des Beitragszeitraums 2027 nicht anwenden. In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen hält es der SRB für angemessen, zur Vermeidung einer übermäßigen administrativen Belastung für die Institute die Meldung von Variablen des Indikators „Komplexität und Abwicklungsfähigkeit“ im Rahmen der Datenerhebung 2027 nicht zu verlangen.
(20) Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen hat der SRB den Meldebogen 2027 festgelegt, der in Anhang I dieses Beschlusses enthalten ist.
(21) Angesichts der Art und Komplexität von (zumindest einigen) Datenpunkten, die für die Berechnung zu melden sind, hält es der SRB für angemessen, den Instituten einen Leitfaden (Anhang III dieses Beschlusses) zu den Definitionen der relevanten Datenpunkte zur Verfügung zu stellen. Dieser Leitfaden dient der Vereinheitlichung der Meldungen sowie der Verbesserung der Vergleichbarkeit der Daten und der Wirksamkeit des Prozesses. Er erleichtert es den Instituten, den Meldebogen 2027 einheitlich auszufüllen, was ein wichtiges Element für die Gewährleistung der Vergleichbarkeit der Daten ist. Gegebenenfalls wird im Leitfaden auf den aufsichtlichen Melderahmen verwiesen.[footnoteRef:13] [13:  	Durchführungsverordnung (EU) 2021/451 der Kommission vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates auf die aufsichtlichen Meldungen der Institute und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014.] 

(22) Wie für jeden Zyklus und mit Bezug auf Erwägungsgrund 12 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/81 des Rates definiert der SRB für den Beitragszeitraum 2027 Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung für die Daten, die von den Instituten ausschließlich zum Zweck der Berechnung der Beiträge zum SRF und nicht nach den regulären Aufsichts- oder Rechnungslegungsvorschriften (Anhang II dieses Beschlusses) gemeldet werden.
(23) Durch diese Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung soll in erster Linie sichergestellt werden, dass die von den Instituten übermittelten und vom SRB für die Berechnung der Beiträge verwendeten Daten dem höchsten Standard im Hinblick auf die Genauigkeit entsprechen. Der Anwendungsbereich der zusätzlichen Zusicherung bezieht sich insbesondere auf Daten, die anderweitig nicht in den Anwendungsbereich der aufsichtlichen Berichterstattung oder Prüfung fallen, z. B. zu gedeckten Einlagen (von den Instituten als Abzüge gemeldet), Daten zu Derivaten, die zur Anpassung der Summe der Verbindlichkeiten eingesetzt werden, und Daten zu relevanten Verbindlichkeiten und Forderungen im Rahmen des gruppeninternen, institutsbezogenen Sicherungssystems („IPS“) und zu Förderdarlehen sowie Eigenmitteln im Falle einer Ausnahmegenehmigung.
(24) Die Gewährleistung der Genauigkeit der bereitgestellten Daten ist ein Schlüsselelement für den Schutz der Interessen aller Institute.
(25) Um die finanzielle und operative Belastung durch den Prozess der zusätzlichen Zusicherung zu begrenzen und ihn im Einklang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu halten, hält es der SRB für angemessen, die Anwendung der Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung für den Beitragszeitraum 2027 von der Berechnung und Erhebung der Beiträge zum SRF abhängig zu machen. Dies würde bedeuten, dass die Institute die maßgeblichen Unterlagen nur dann beim SRB einreichen müssen, wenn der SRB einen Beschluss erlässt, in dem festgelegt wird, dass die Beiträge zum SRF auf der Grundlage des im Zyklus 2027 eingeholten Datensatzes berechnet und erhoben werden. Auf diese Weise wird die Belastung für die Institute so weit wie möglich begrenzt, während das Hauptziel der zusätzlichen Zusicherung gewahrt bleibt.
(26) Die von den Instituten zu erfüllenden Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung sind in Anhang II dieses Beschlusses aufgeführt und gelten nur im Falle der Beitragserhebung. Der SRB hat auf der Grundlage von in vorhergehenden Beitragszeiträumen beobachteten Trends bewertet, ob sich von einem Prüfer vorgenommene vereinbarte Prüfungshandlungen besser eignen, die Genauigkeit der Daten zu gewährleisten, als lediglich eine Abnahme durch das Leitungsorgan des Instituts. Auf der Grundlage der Erfahrungen und der verfügbaren Daten aus früheren Beitragszeiträumen ist der SRB der Auffassung, dass im Falle einer Erhebung für die Daten in Bezug auf den Beitragszeitraum 2027 von einem Prüfer durchgeführte vereinbarte Prüfungshandlungen der einzige geeignete Weg sind, um das Ziel der Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung wirksam und verhältnismäßig zu gewährleisten[footnoteRef:14]. [14:  	Der SRB hat auch die Möglichkeit geprüft, von einem Prüfer eine Zuverlässigkeitserklärung zu den Datenpunkten zu verlangen, die in den Anwendungsbereich der Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung fallen, ist jedoch zu dem Schluss gelangt, dass eine solche Option eine höhere finanzielle und operative Belastung für die Institute bedeuten würde, da eine solche Zuverlässigkeitserklärung einen größeren Zeitaufwand von den Prüfern erfordern würde als vereinbarte Prüfungshandlungen.] 

(27) Die oben genannte Konditionalität der vereinbarten Prüfungshandlungen gelten nicht für die Daten, die für im Jahr 2027 zu verarbeitende Änderungen übermittelt wurden. Unabhängig von der tatsächlichen Verwendung des Datensatzes 2027 sind die Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung (unbedingt) auf die Änderungen (in Bezug auf die Beitragszeiträume 2016-2023) von Datenpunkten anzuwenden, die unter die Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung fallen und in der Vergangenheit zur Berechnung und Erhebung von Beiträgen zum SRF verwendet wurden. In Bezug auf etwaige Änderungen von Datenpunkten aus den Beitragszeiträumen 2016-2023, die im Beitragszeitraum 2027 verarbeitet werden sollen, wird der SRB jedoch aus Gründen der Verhältnismäßigkeit eine Abnahme durch das Leitungsorgan des Instituts[footnoteRef:15] („Sign-off“) als Erfüllung der Anforderungen in Bezug auf die vereinbarten Prüfungshandlungen betrachten. [15:  	Im Sinne von Artikel 88 der Eigenmittelrichtlinie 2013/36/EU.] 

(28) Nach Auffassung des SRB stehen diese Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung im Einklang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, insbesondere angesichts der positiven Auswirkungen eines solchen Ansatzes auf die Sicherstellung der Genauigkeit der Daten, die möglicherweise für die Berechnung der Beiträge der einzelnen Institute zum SRF verwendet werden. Zudem wird angenommen, dass die Maßnahmen, die von den Instituten im Anwendungsbereich zur Sicherstellung der Konformität mit diesem Beschluss zu ergreifen sind, im Vergleich zu möglichen alternativen Maßnahmen, wie der Forderung einer Zuverlässigkeitserklärung eines Prüfers zu den in den Anwendungsbereich der zusätzlichen Zusicherung fallenden Datenpunkte, relativ begrenzt sind, insbesondere im Zusammenhang mit der oben genannten bedingten Anwendung.
(29) Der SRB hält es für erforderlich, dass die nationalen Abwicklungsbehörden den Ermessensspielraum beibehalten, um den Umfang der Daten, die unter die Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung fallen, zu erweitern oder den Kreis der Institute, die eine über das in diesem Beschluss festgelegte Minimum hinausgehende zusätzliche Zusicherung vorlegen müssen, auszuweiten.
(30) Im Rahmen der Berechnung der Beiträge zum SRF sind die nationalen Abwicklungsbehörden die erste Kontaktstelle für die Kommunikation mit den in ihren jeweiligen Hoheitsgebieten niedergelassenen Institute.[footnoteRef:16] Gemäß Artikel 14 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission müssen die Institute den nationalen Abwicklungsbehörden die Daten so übermitteln, dass sie dem SRB bis zum 31. Januar 2027 übermittelt werden können. [16:  	Im Einklang mit dem SRM-Rahmen für die Zusammenarbeit bieten die nationalen Abwicklungsbehörden dem SRB operative Unterstützung im Zusammenhang mit dem Verfahren für Beiträge zum SRF. In diesem Zusammenhang hat der Gerichtshof in seinem Urteil in der Rechtssache C-414/18, Rn. 47, klargestellt, dass ausschließlich der SRB die endgültige Entscheidungsbefugnis innehat und dass die Feststellungen der nationalen Abwicklungsbehörden zur Situation eines Instituts zu einem bestimmten Zeitpunkt des Verfahrens für den SRB nicht bindend sein können –] 


HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Meldebogen 2027
Die in Anhang I aufgeführten Datenformate und Darstellungsformen für die Meldung von Informationen, die für die Berechnung der jährlichen Beiträge zum SRF für 2027 erforderlich sind, werden hiermit genehmigt.

Artikel 2
Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung für 2027
Die in Anhang II aufgeführten Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung für 2027 werden hiermit genehmigt.
Die Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung für 2027 werden wirksam und gelten für die Daten von 2027 von Instituten im Anwendungsbereich des Beitragszeitraums 2027, sobald der SRB einen Beschluss erlassen hat, in dem festgelegt wird, dass die Beiträge zum SRF auf der Grundlage der von den Instituten im Anwendungsbereich des Beitragszeitraums 2027 übermittelten Meldebögen für 2027 berechnet und erhoben werden.

Artikel 3
Leitfaden 2027
Der in Anhang III enthaltene Leitfaden 2027 zum Meldebogen 2027 wird hiermit genehmigt.

Artikel 4
Mitteilung
Diese Entscheidung wird den nationalen Abwicklungsbehörden mitgeteilt und ist den Instituten von den nationalen Abwicklungsbehörden mitzuteilen.
Geschehen zu Brüssel,
Für den Einheitlichen Abwicklungsausschuss



Vorsitzender
Dominique Laboureix

Anhänge 	

Anhang I.	Meldeformular 2027
Anhang II.	Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung für 2027
Anhang III.	Leitfaden 2027
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